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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.06.1949 

Geschäftszahl 

1861/48 

Rechtssatz 

Es ist nicht notwendig, eine Feststellung des Sachverhaltes vorzunehmen, weil die den Sachverhalt bildenden 
Tatsachen, bestimmte Geschehnisse in der Außenwelt, (infolge der Angaben der Partei) sichtbar zutage liegen, 
dann bedarf es überhaupt nicht erst eines Ermittlungsverfahrens. Der Bescheid ist vielmehr ohne solches zu 
erlassen (§ 56 AVG). 


